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1. Stand des Verfahrens 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde durch den Stadtrat am 18. Juli 2012 beschlossen 
(Beschluss-Nr. V/2012/10628). Mit dem Vorentwurf erfolgte die frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit. Eine Bürgerversammlung wurde am 28. November 2012 durchgeführt. Während der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurden zahlreiche Hinweise, Anregungen und Beden-
ken zur Planung vorgebracht. Diese wurden durch die Verwaltung ausgewertet und einer inter-
nen Abwägung unterzogen. Insbesondere die Hinweise von Bürgern und der unteren Natur-
schutzbehörde führten zu einer Modifizierung der Planung (z. B. geringere Flächeninanspruch-
nahme auf der Deponie, Aufnahme der Sicherung und des Ausbaus des Rundweges als Pla-
nungsziel). 

Mit der Planung für den Freizeit- und Erholungsraum werden die Grundlagen geschaffen, die es 
ermöglichen, das Potenzial des Hufeisensees und der ihn umgebenden Flächen besser zu nut-
zen und den See als Erholungsraum insbesondere für die Bevölkerung im Osten von Halle, aber 
auch als Raum mit stadtweiter Anziehungskraft zu entwickeln.  

Der Bereich wird bereits sehr intensiv für Freizeit- und Erholung genutzt; allerdings erfolgt die 
Nutzung weitestgehend ungeordnet, was der Funktion als Erholungsraum, langfristig betrachtet, 
nicht dienlich ist. Insbesondere die intensive Nutzung der sensiblen Uferbereiche als Badestellen 
birgt Gefahren, die durch entsprechende Maßnahmen und eine Besucherlenkung gemindert 
werden können.  

Das Planungskonzept bündelt die vielfältigen Entwicklungsabsichten und ordnet sie insbesonde-
re unter Berücksichtigung erforderlicher Nutzungsbeschränkungen räumlich ein.  

Folgende Nutzungen sind bislang angedacht: 

 Rundweg  

 öffentliche Badebereiche 

 Camping- und Caravanplatz 

 Golfplatz mit Klubhaus, Gastronomie, Wellness und Hotel 

 Fußballgolfanlage 

 Wassersportzentrum 

Diese genannten Nutzungen sind teilweise bereits vorhanden und sollen weiterentwickelt wer-
den. Neue Nutzungen sollen das Angebot an Freizeit- und Erholungsnutzungen für die Stadt 
Halle insgesamt ergänzen.  

Für die Bewohner der anliegenden Siedlungsbereiche ist besonders in den Sommermonaten 
durch die erweiterten Angebote für Erholung und Freizeitgestaltung mit einem erhöhten Ver-
kehrsaufkommen und einer Belastung durch Freizeit- und Verkehrslärm zu rechnen. Aus diesem 
Grund wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren ein Schallgutachten erstellt. Dabei wurde 
ausgehend vom „größten anzunehmenden Planungsfall“ ermittelt, ob die geplanten Nutzungen 
für die benachbarten schutzbedürftigen Nutzungen verträglich sind. 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes werden möglicherweise nach europäischem Recht 
geschützte oder nach nationalem Recht streng geschützte Arten betroffen, so dass nach den 
gesetzlichen Vorgaben eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) notwendig war. Die 
Artenschutzbetrachtungen sind ergänzend zum Bebauungsplan erfolgt und im Ergebnis sind in 
den Bebauungsplan Regelungen zum Artenschutz getroffen worden. 

Der Stadtrat hat am 30. Oktober 2013 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 158 „Freizeit- und 
Erholungsraum Hufeisensee“ bestätigt und ihn zur öffentlichen Auslegung bestimmt (Beschluss-
Nr. V/2013/11896). Die Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung ist im Amtsblatt der Stadt 
Halle vom 13. November 2013 erfolgt. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 158 mit der Be-
gründung einschließlich Umweltbericht und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezo-
genen Stellungnahmen hat vom 21. November 2013 bis zum 23. Dezember 2013 in der Stadt-
verwaltung öffentlich ausgelegen. Der Entwurf des Bebauungsplans wurde auch in einer Bürger-
versammlung am 9. Dezember 2013 vorgestellt. 
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Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom 7. November 2013 zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 11. Dezember 
2013 aufgefordert. 

Die im Rahmen der Auslegung eingegangen Stellungnahmen wurden ausgewertet und die vor-
gebrachten abwägungsrelevanten Belange herausgearbeitet. Der entsprechende Beschlussvor-
schlag zu den abwägungsrelevanten Anregungen wurde dem Stadtrat zur Beschlussfassung 
vorgelegt. 

Der Stadtrat hat am 25. Juni 2014 den Abwägungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 158 „Frei-
zeit- und Erholungsraum Hufeisensee“ gefasst (Beschluss-Nr. V/2014/12646).  

Im Ergebnis der Abwägung fand eine Geltungsbereichsveränderung sowie eine Überarbeitung 
der Planzeichnung und Anpassung der textlichen Festsetzungen statt, welche eine erneute ein-
geschränkte Offenlage erforderlich machten.  

Der Stadtrat hat am 25. Juni 2014 den Beschluss zur Änderung des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplans Nr. 158 „Freizeit- und Erholungsraum Hufeisensee“ gefasst (Beschluss-Nr. 
V/2014/12647) sowie den 2. Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 158 „Freizeit- und Erholungs-
raum Hufeisensee“ bestätigt und ihn zur erneuten eingeschränkten öffentlichen Auslegung be-
stimmt (Beschluss-Nr. V/2014/12648). Die Bekanntmachung zur erneuten eingeschränkten öf-
fentlichen Auslegung ist im Amtsblatt der Stadt Halle vom 9. Juli 2014 erfolgt.  

Der geänderte Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 158 mit der Begründung einschließlich Um-
weltbericht und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen hat 
vom 21. Juli 2014 bis zum 22. August 2014 in der Stadtverwaltung öffentlich ausgelegen.  

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 21. August 
2014 zur erneuten Abgabe einer Stellungnahme bis zum 12. September 2014 aufgefordert. Die 
Nachbargemeinden wurden in der erneuten eingeschränkten Beteiligung nicht angeschrieben, da 
bereits im Rahmen der Beteiligung zum Entwurf Zustimmung geäußert wurde oder keine Ein-
wände oder Anregungen gegeben wurden 

Diese Vorlage enthält den Beschlussvorschlag zu den abwägungsrelevanten Anregungen, die in 
der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und bei der Beteiligung 
der Öffentlichkeit im Rahmen der erneuten eingeschränkten öffentlichen Auslegung eingegangen 
sind.  
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2. Abwägung 

2.1. Stellungnahmen, über die eine Abwägung nicht erforderlich ist 

2.1.1. Nachfolgende Behörden/sonstige Träger öffentlicher Belange/Nachbargemeinden 
haben keine Stellungnahme abgegeben 

 
Es sind keine Belange dieser Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Belange bekannt, 
die für die Rechtmäßigkeit der Abwägung von Bedeutung sind und entscheidenden Ein-
fluss auf die Weiterbearbeitung haben könnten. 
 

 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd TÖB 1 

 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH TÖB 6 

 MITNETZ STROM Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH TÖB 8 

 GDMcom mbH (Verbundnetz Gas AG) TÖB 10 

 Hallesche Verkehrs-AG (HAVAG) TÖB 15 

 Handwerkskammer Halle TÖB 16 

 Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt TÖB 22 

 Landesverwaltungsamt: obere Luftfahrtbehörde und Erlaubnisbehörde für den 
Großraum- und Schwerverkehr (Ref.307), obere Immissionsschutzbehörde 
(Ref. 402), obere Behörden für Wasserwirtschaft  (Ref. 404) TÖB 25 

 Bau- und Liegenschaftsmanagement Sachsen-Anhalt TÖB 27 

 Polizeirevier Halle, Verkehrsorganisation TÖB 30 

 Unterhaltungsverband Untere Saale TÖB 32 

 Landeszentrum Wald TÖB 47 

 

 
 

2.1.2. Folgende Behörden/sonstige Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
haben eine Stellungnahme abgegeben, in der Zustimmung geäußert wurde, keine 
Einwände oder Anregungen gegeben wurden oder die Behörden/ Träger öffentli-
cher Belange und Gemeinden von dem Vorhaben nicht betroffen sind. 

Die in den Stellungnahmen abgegebenen Hinweise, die nicht abwägungsrelevant sind, 
sind bei Objektplanungen für Hochbauten bzw. Erschließungsanlagen sowie bei der Rea-
lisierung des Bauvorhabens durch die ausführenden Firmen zu berücksichtigen. In ein-
zelnen Punkten wurde in den Stellungnahmen um redaktionelle Klarstellung oder Korrek-
tur in der Planzeichnung oder der Begründung gebeten. Diese werden zusätzlich aufge-
führt.   

  

 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 Energieversorgung Halle Netz GmbH TÖB 7 

 MITNETZ GAS mbH TÖB 9 

 GDMcom mbH TÖB 11 

 Gascade Gastransport GmbH TÖB 12 

 50Hertz Transmission GmbH TÖB 13 

 Hallesche Wasser und Stadtwirtschaft GmbH TÖB 14 

 Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau TÖB 17 
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 Landesamt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt TÖB 18 

 Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt TÖB 19 

 Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt TÖB 20 

 Landesverwaltungsamt: obere Landesplanungsbehörde (Ref. 309), obere Abfall- 
und Bodenschutzbehörde (Ref. 401), obere Behörde für Abwasser (Ref. 405),  
TÖB 25 

 Landkreis Saalekreis TÖB 26 

 LMBV (Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau- Verwaltungsgesellschaft mbH) 
TÖB 28 

 Regionale Planungsgemeinschaft Halle TÖB 31 

 FB Umwelt, untere Wasserbehörde, untere Bodenschutzbehörde, untere Abfallbe-
hörde, untere Forstbehörde (Teilstellungnahmen TÖB 39/40) 

 FB Bauen, untere Denkmalbehörde TÖB 44 

 
Die Stadt nimmt die Zustimmung der Behörden/Träger öffentlicher Belange und Gemein-
den zur Kenntnis.  
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2.1.2.1. Stellungnahme der 50Hertz Transmission GmbH vom 21.08.2014 (TÖB 13) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

In der Begründung zum Bebauungsplan wurde unter Pkt. 6.2 der Satz wie vorgeschlagen korri-
giert. 
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2.1.2.2. Stellungnahme der Halleschen Wasser und Stadtwirtschaft GmbH vom 
08.09.2014 (TÖB 14) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

In der Begründung zum Bebauungsplan wurde unter Pkt. 4.4 der Satz zur stadttechnischen Er-
schließung wie vorgeschlagen inhaltlich korrigiert (sinngemäß, nicht wörtlich). 

Der Inhalt des letzten Absatzes der Stellungnahme wurde sinngemäß unter Pkt. 8.2 der Begrün-
dung aufgenommen. 
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2.1.2.3. Stellungnahme des Landesamtes für Vermessung und Geoinformation Sach-
sen-Anhalt vom 04.09.2014 (TÖB 18) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Festpunkt wird nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen. 

In der Begründung zum Bebauungsplan wurde unter den nachrichtlichen Übernahmen ein Glie-
derungspunkt zum geodätischen Festpunkt (7.2.5) ergänzt. 
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2.1.2.4. Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt 
vom 11.09.2014 (TÖB 20) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Absätze 5 und 6 unter Pkt. 7.1.1 der Begründung zum Bebauungsplan wurden entsprechend 
korrigiert. 
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2.1.2.5. Stellungnahme der LMBV vom 01.09.2014 (TÖB 28) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Zahl der Grundwassermessstellen wurde im Pkt. 7.3.2 der Begründung zum Bebauungsplan 
entsprechend korrigiert. 
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2.2. Abwägung von Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange, der Nachbargemeinden und von weiteren Beteiligten mit abwägungsrelevan-
ten Hinweisen in Ihrer Stellungnahme 

 

2.2.1. Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

2.2.1.1. Stellungnahme des Landesverwaltungsamtes, Obere Naturschutzbehörde, Re-
ferat 407 (TÖB 25) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 



12 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die in der Stellungnahme zitierten Urteile des BVerwG vom 27.06.2013 und vom 20.05.2010 
beziehen sich auf Vorhaben nach § 35 BauGB, d.h. auf Bauvorhaben im unbeplanten Außenbe-
reich. Für die zitierten Fälle ist es zutreffend, dass die zuständige Behörde bei der Entscheidung 
über die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens (nach § 35 Abs. 1 BauGB) auch die 
naturschutzrechtliche Zulässigkeit prüfen muss. Dieses gilt nicht für Vorhaben im Geltungsbe-
reich eines B-Planes wie beim B-Plan 158, zumal dieser als sogenannter Angebotsbebauungs-
plan aufgestellt wird. Daher kann daraus nicht der Schluss gezogen werden, dass die natur-
schutzrechtliche Zulässigkeit eines konkreten Bauvorhabens, hier insbesondere für die Golfplatz-
flächen, bereits abschließend im B-Plan zu prüfen ist. Ziel des Artenschutzbeitrages zum Bebau-
ungsplan ist es lediglich, zu prüfen, ob Belange des Artenschutzes der Vollzugsfähigkeit des Be-
bauungsplanes entgegenstehen und demnach zu einem unwirksamen Bebauungsplan führen 
würden.  

Die geforderte gutachterliche und behördliche Feststellung der naturschutzrechtlichen Zulässig-
keit des B-Plans ist keine Voraussetzung für die baurechtliche Zulässigkeit eines lediglich auf 
Grundlage des Bebauungsplans beabsichtigtes Bauvorhaben. Damit korrespondiert auch das 
Urteil des BVerwG vom 25.08.1997 wonach die Gemeinde verpflichtet ist, im Verfahren der 
Planaufstellung vorausschauend zu ermitteln und zu beurteilen, ob die vorgesehenen Festset-
zungen auf unüberwindbare artenschutzrechtliche Hindernisse treffen, die der späteren Vollzieh-
barkeit des B-Planes grundsätzlich entgegenstehen. Richtig ist, dass der Artenschutz nicht ab-
wägungsfähig ist. 

Anders als bei Planfeststellungen, bei denen andere behördliche Entscheidungen, insbesondere 
öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen 
und Planfeststellungen nicht erforderlich sind (§ 75 VwVfG), bedarf der Bebauungsplan zur Um-
setzung noch eines dem entsprechenden antragsbezogenen bauordnungsrechtlichen Bauge-
nehmigungsverfahrens nach Landesbauordnung. Nach § 71 BauO LSA (Baugenehmigung, Bau-
beginn) ist die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben keine öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften entgegenstehen. Diese öffentlich-rechtlichen Vorschriften, zu denen auch der Arten-
schutz zu zählen ist, sind im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren zu prüfen. Damit ist der 
Nachweis der Einhaltung der artenschutzrechtlichen Vorschriften durch den jeweiligen Vorhaben-
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träger als zwingende Genehmigungsvoraussetzung bauvorhabensspezifisch mit den Antragsun-
terlagen auf Erteilung einer Baugenehmigung zu erbringen. 

Nach dem Artenschutzfachbeitrag (ASB, Büro Myotis) zum Bebauungsplan ist im Gebiet das 
Vorkommen artenschutzrechtlich geschützter, gefährdeter Arten nach FFH-RL und Vogelschutz-
richtlinie nachgewiesen. Damit die artenschutzrelevanten Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG nicht eintreten, sind Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen (vorgezogene Ausgleichs-
maßnahmen zum Erhalt der durchgängigen ökologischen Funktionalität) aufgezeigt.  

Im B-Plan sind in den Textlichen Festsetzungen unter Pkt. 6.5 und 6.6 alle artenschutzrechtli-
chen Maßnahmen mit Bodenbezug festgesetzt sowie die weiterhin erforderlichen, aber rechtlich 
im B-Plan nicht festsetzungsfähigen artenschutzrechtlichen Maßnahmen als Hinweise aufgeführt. 
Die Festsetzungen im B-Plan werden soweit möglich präzisiert. In der Begründung zum B-Plan 
werden der Vollzug des B-Planes über die erforderliche Baugenehmigung und damit auch die 
rechtsverbindliche Absicherung aller gebotenen artenschutzrechtlichen Maßnahmen genauer 
erläutert. Die im Artenschutzfachbeitrag aufgezeigten möglichen Konflikte sind in der Tat durch 
eine konkrete Maßnahmenplanung zur Vermeidung der aufgezeigten Verbotstatbestände nach § 
44 Abs. 1 BNatSchG zu bewältigen, allerdings abschließend erst auf der Ebene der Baugeneh-
migung und nicht im B-Plan, der als Angebotsplanung keine unmittelbar abschließenden Rechts-
folgen für die Vorhabengenehmigung treffen kann. Dieses ist durch entsprechende Abstimmun-
gen mit der zuständigen Naturschutzbehörde und eine fachlich geeignete ökologische Bauüber-
wachung abzusichern. Für die Genehmigung von Bauanträgen zur Umsetzung der Festsetzun-
gen des B-Planes ist der Nachweis der Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Festsetzungen durch 
den Vorhabenträger zu erbringen. Für die Einhaltung der Vorschriften zum Artenschutz sind da-
her auf Ebene der Baugenehmigung die Maßnahmenblätter des Artenschutzbeitrags dahinge-
hend zu konkretisieren, dass die Maßnahmenflächen und die Ausführungsmethodik definiert 
werden. 

Im Ergebnis der Umweltprüfung zum B-Plan ist festzustellen, dass mit der Umsetzung des Be-
bauungsplans bei Einhaltung und Beachtung der Festsetzungen und Hinweise zum Ausgleichs-
konzept und zum Artenschutz keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind.  

Entscheidungsvorschlag: 
Die Hinweise werden, soweit sie den Regelungsgehalt des Bebauungsplans betreffen, 
berücksichtigt. 
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2.2.1.2. Stellungnahme des Fachbereiches Umwelt, Untere Immissionsschutzbehörde, 
vom 22.09.2014 (TÖB 40) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Zu den Nutzungsbeschränkungen im Freileitungsbereich wird auf der Planzeichnung ein Hinweis 
ergänzt (Hinweis 12). Auf eine zusätzliche textliche Festsetzung wird verzichtet, da mögliche 
Nutzungen in dem 15 m breiten Streifen, der nicht in der Bauverbotsszone liegt, mit dem Lei-
tungsträger individuell abzustimmen sind. 

Unter Pkt. 7.2.4 der Begründung wurde ein Querverweis auf Pkt. 6.2 eingefügt. Eine Wiederho-
lung der bereits unter Pkt. 6.2 der Begründung getroffenen Aussagen ist nicht erforderlich. 

Die Ergebnisse des Schallgutachtens „Geräuschemissionen und –immissionen durch Koronaent-
ladungen entlang der 380-kV-Hochspannungsfreileitungstrasse innerhalb des Sondergebietes 
Camping“ wurden unter Pkt. 13.3.3 der Begründung ergänzt. Der Gutachter kommt darin zwar zu 
dem Ergebnis, dass bei Schneefall die Immissionsrichtwerte nachts erst ab einem Abstand von 
ca. 50 m zur Hochspannungstrasse eingehalten werden, jedoch stellt er auch fest, dass sich der 
Ansatz bei Schneefall, der für die Beurteilung von Koronageräuschen auf der „sicheren Seite" 
liegt, nicht mehr dem begrifflichen Sinn eines Regelbetriebs zuordnen lässt, sondern er stößt 
statistisch gesehen an die Grenzen für sog. „seltene Ereignisse" im Sinne von Ziffer 7.2 der TA 
Lärm.  

Die TA Lärm gestattet Ausnahmen für seltene Ereignisse, für die wegen voraussehbarer Beson-
derheiten bei dem Betrieb einer Anlage Überschreitungen der Immissionsrichtwerte an bis zu 10 
Tagen oder Nächten eines Kalenderjahres zugelassen werden.  
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Der letzte Satz kann nicht nachvollzogen werden (Freihaltung 80 bis 90 m), da im Gutachten von 
50 m gesprochen und Schneefall außerdem als seltenes Ereignis eingeschätzt wird (siehe oben). 

Selbst im Fall, dass es mehr als 10 mal im Jahr zu Schneefällen kommen sollte, kann dies ver-
nachlässigt werden, da das ausdrückliche Wintercamping nur von wenigen Campern praktiziert 
wird, diese dann ihre Zelte in einem Abstand von mindestens 50 m Abstand zur Hochspannungs-
trasse aufstellen können. Des Weiteren ist der Zeltplatz nicht für Ganzjahrescamper (Dauer-
standplätze) vorgesehen ist.   

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise werden, soweit sie den Regelungsgehalt des Bebauungsplans betreffen, 
berücksichtigt. 
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2.2.1.3. Stellungnahme des Fachbereiches Umwelt, Untere Naturschutzbehörde, vom 
22.09.2014 (TÖB 40/41) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

 

Infolge der Abwägung der Stellungnahmen und Anregungen aus der Beteiligung der Öffentlich-
keit zum Entwurf ist in den Festsetzungen  5.2.1 und 5.2.2 die Zulässigkeit von Beleuchtungen 
gestrichen worden. Es wurde darauf verzichtet, die Beleuchtung des Golfplatzes textlich festzu-
setzen.  

Grundsätzlich ist die Errichtung von Beleuchtungsanlagen nicht Regelungsgehalt des Bebau-
ungsplanes. Dies ist vielmehr auf der Ebene des Baugenehmigungsverfahrens angesiedelt. Aus 
diesem Grund wurde in der Planzeichnung ein entsprechender Hinweis auf die Beachtung der 
LAI-Richtlinie aufgebracht. Laut LAI-Richtlinie sind ortsfeste Lichtquellen in der freien Natur wo 
immer möglich zu vermeiden, um schädliche Auswirkungen auf Vögel und Insekten zu verhin-
dern. Einen kategorischen Ausschluss von Beleuchtungsanlagen beinhaltet die LAI jedoch nicht 
und ist im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht angebracht.  

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise haben keine Auswirkungen auf die Planinhalte des Bebauungsplans. 
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2.2.1.4. Stellungnahme des Fachbereiches Sicherheit, Untere Verkehrsbehörde vom 
12.09.2014 (TÖB 42)  

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Von Seiten der unteren Verkehrsbehörde wird darauf hingewiesen, den im Bebauungsplan mit 
einer Breite von 3,00 m festgesetzten Rundweg in einer Mindestbereite von 2,50 m gemäß StVO 
sicherzustellen, da in der Begründung darauf verwiesen wird, dass hinter den Festsetzungen 
zurückgeblieben werden kann. Wie bereits im Rahmen des Abwägungsbeschlusses zum Entwurf 
ausgeführt, betreffen diese Anregungen weniger die Festsetzungen des Bebauungsplans, son-
dern eher die Objektplanungen für die Wege. Sie sind deshalb in diesem Rahmen zu beachten. 
Auf die Planinhalte des Bebauungsplans ergeben sich insoweit keine Auswirkungen.   

Des Weiteren wird ein Widerspruch zwischen der Aussage auf Seite 107 der Begründung, wo-
nach innerhalb des Plangebietes keine Wohnnutzung vorhanden sei, diese sich jedoch westlich, 
nordöstlich, südlich und südwestlich des Plangebietes (Krienitzweg, Wohnbebauung Halle-
Büschdorf, Ortslage Kanena und Leuchtturmsiedlung) befindet und der Zulässigkeit von Be-
triebswohnungen im Teilgebiet (TG) 1 (Begründung S. 26) gesehen.  

Hierbei ist anzumerken, dass es sich im ersten Fall um die Beschreibung der gegenwärtigen Ist-
Situation handelt, wonach innerhalb des Geltungsbereiches keinerlei Wohnnutzung anzutreffen 
ist. Dies steht in keinem Widerspruch zur Aussage auf Seite 26 der Begründung, welche die pla-
nerische Zielvorstellung für die geplante zukünftige Art der baulichen Nutzung wiedergibt. Eine 
Änderung oder Anpassung ist daher nicht erforderlich. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise haben keine Auswirkungen auf die Planinhalte des Bebauungsplans. 
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2.2.1.5. Stellungnahme des Fachbereiches Bauen, Untere Bauaufsichtsbehörde vom 
12.09.2014 (TÖB 44) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Zu den Nutzungsbeschränkungen im Freileitungsbereich wird auf der Planzeichnung ein Hinweis 
ergänzt (Hinweis 12). Auf eine zusätzliche textliche Festsetzung wird verzichtet, da mögliche 
Nutzungen in dem 15 m breiten Streifen, der nicht in der Bauverbotsszone liegt, mit dem Lei-
tungsträger individuell abzustimmen sind. 

Unter Pkt. 7.2.4 der Begründung wurde ein Querverweis auf Pkt. 6.2 eingefügt. Eine Wiederho-
lung der bereits unter Pkt. 6.2 der Begründung getroffenen Aussagen ist nicht erforderlich. 

Die Ergebnisse des Schallgutachtens „Geräuschemissionen und –immissionen durch Koronaent-
ladungen entlang der 380-kV-Hochspannungsfreileitungstrasse innerhalb des Sondergebietes 
Camping“ wurden unter Pkt. 13.3.3 der Begründung ergänzt. Der Gutachter kommt darin zwar zu 
dem Ergebnis, dass bei Schneefall die Immissionsrichtwerte nachts erst ab einem Abstand von 
ca. 50 m zur Hochspannungstrasse eingehalten werden, jedoch stellt er auch fest, dass sich der 
Ansatz bei Schneefall, der für die Beurteilung von Koronageräuschen auf der „sicheren Seite" 
liegt, nicht mehr dem begrifflichen Sinn eines Regelbetriebs zuordnen lässt, sondern er stößt 
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statistisch gesehen an die Grenzen für sog. „seltene Ereignisse" im Sinne von Ziffer 7.2 der TA 
Lärm.  

Die TA Lärm gestattet Ausnahmen für seltene Ereignisse, für die wegen voraussehbarer Beson-
derheiten bei dem Betrieb einer Anlage Überschreitungen der Immissionsrichtwerte an bis zu 10 
Tagen oder Nächten eines Kalenderjahres zugelassen werden.  

Der letzte Satz kann nicht nachvollzogen werden (Freihaltung 80 bis 90 m), da im Gutachten von 
50 m gesprochen und Schneefall außerdem als seltenes Ereignis eingeschätzt wird (siehe oben). 

Selbst im Fall, dass es mehr als 10 mal im Jahr zu Schneefällen kommen sollte, kann dies ver-
nachlässigt werden, da das ausdrückliche Wintercamping nur von wenigen Campern praktiziert 
wird, diese dann ihre Zelte in einem Abstand von mindestens 50 m Abstand zur Hochspannungs-
trasse aufstellen können. Des Weiteren ist der Zeltplatz nicht für Ganzjahrescamper (Dauer-
standplätze) vorgesehen ist.   

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise werden, soweit sie den Regelungsgehalt des Bebauungsplans betreffen, 
berücksichtigt.  
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2.2.2. Weitere Beteiligte/öffentliche Anregungen 

Im Rahmen der erneuten eingeschränkten Offenlage wurde 1 Anregung vorgebracht. Diese Stel-
lungnahme wurde ausgewertet und die vorgebrachten abwägungsrelevanten Belange herausge-
arbeitet und mit einem Abwägungsvorschlag versehen. Im Sinne der Nachvollziehbarkeit der 
Abwägung, ist die Stellungnahme im Original angefügt.  

 

 

2.2.2.1. Stellungnahme der Öffentlichkeit (STN 01) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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Stellungnahme der Verwaltung 

 

In der Stellungnahme werden zahlreiche Punkte benannt, welche bereits im Rahmen der Beteili-
gung der Öffentlichkeit zum Entwurf vorgebracht wurden.  

Diese erneut vorgebrachten Anregungen wurden bereits im Rahmen der  Abwägung ausgewertet 
und die vorgebrachten abwägungsrelevanten Belange herausgearbeitet. Der entsprechende Be-
schlussvorschlag zu den abwägungsrelevanten Anregungen wurde dem Stadtrat zur Beschluss-
fassung vorgelegt. 

Der Stadtrat hat am 25. Juni 2014 den Abwägungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 158 „Frei-
zeit- und Erholungsraum Hufeisensee“ gefasst (Beschluss-Nr. V/2014/12646).  

Infolge der Abwägung wurde der Bebauungsplan in einzelnen Punkten geändert und ergänzt, 
sodass eine erneute eingeschränkte öffentliche Auslegung erforderlich wurde. 

Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB kann nach einer Änderung des Entwurfes infolge der Abwägung be-
stimmt werden, dass die erneut einzuholenden Stellungnahmen nur zu den geänderten oder er-
gänzten Teilen abgeben werden können. Darauf wurde in der erneuten Bekanntmachung im 
Amtsblatt vom 9.Juli 2014 ausdrücklich hingewiesen. Demzufolge bedürfen diese erneut vorge-
brachten Anregungen keiner erneuten Abwägung. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die erneut vorgebrachten Anregungen bleiben unberücksichtigt. 

 



24 

 

Auf Seite 3 der Stellungnahme wird jedoch eine neue Anregung vorgebracht, welche sich auf die 
geänderten Punkte des Bebauungsplanentwurfs bezieht.  

 

>Wiedereingliederung der Innenkippe: 

Ich bitte die Innenkippe wieder in den Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 158 „Frei-
zeit- und Erholungsraum Hufeisensee“ aufzunehmen und dafür die Festsetzung -
Dauerhafter Erhalt als „sensibler Naturraum“; keine bauliche und/oder Sportnutzung zu-
lässig- vorzunehmen.  

 

Im Ergebnis der o.g. Abwägung wurde auf die Festsetzung eines Baufeldes zur Errichtung einer 
Wakeboardanlage auf der Innenkippe verzichtet. Demzufolge war eine Neuordnung der Flächen-
verhältnisse und -nutzungen in diesem Bereich nicht mehr erforderlich. Daraus resultierend er-
folgte eine Herauslösung der Innenkippe aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans. Der 
Geltungsbereich wurde um die Fläche der Innenkippe verkleinert.  

Durch den Entfall der Festsetzungen zur Errichtung einer Wakeboard-Anlage wird der besonders 
sensible Naturraum der Innenkippe vorläufig unangetastet bleiben. Dies bedeutet, dass die 
landwirtschaftliche Nutzung weiterhin ermöglicht wird und die bestehenden Ausgleichsmaßnah-
men für die HES erhalten bleiben. Zudem werden auf der Innenkippe (Maßnahme M 6) ergän-
zend zu den hier bereits vorgenommenen Ausgleichsmaßnahmen Requisiten für Zauneidechsen 
eingebracht. Eine Eignung der Innenkippe ist aufgrund der bereits vorhandenen Vegetationsaus-
stattung und unter Berücksichtigung des Entwicklungszieles dieser Ausgleichsmaßnahme gege-
ben. Ebenso bleiben die Wald- und Gehölzbestände sowie die Offenlandbereiche auf der Innen-
kippe sowie alle Brutplätze bzw. Lebensräume für hier vorkommende Tiere erhalten. 

Dementsprechend stellt der Naturraum der Innenkippe so gegenüber den intensiver genutzten 
Bereichen westlich und südlich des Hufeisensees auf nicht absehbare Zeit einen entsprechen-
den Ruhe- und Pufferbereich dar. Den naturschutzfachlichen Anforderungen wird somit in ent-
sprechendem Maße Rechnung getragen. Eine Wiedereingliederung der Innenkippe wird daher 
nicht als erforderlich erachtet. 

Da die Innenkippe nunmehr im Außenbereich verbleibt und demzufolge nach § 35 BauGB zu 
beurteilen ist, ist eine Bebauung weitgehend ausgeschlossen.  

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksichtigt. 

 

 

Die redaktionellen Hinweise zur Begründung des zweiten Entwurfs werden wie folgt berücksich-
tigt: 

Nach Seite 57 sollte nichts eingefügt werden, sondern es wurde im Textdokument ein „Seiten-
umbruch“ an der falschen Stelle eingefügt. Dieser wird in der Satzungsfassung entfernt. 

Der Text unter Pkt. 13.2.2.1 wird dahingehend korrigiert, dass neu formuliert wird: „Mit Ausnah-
me der Parkplätze P 4 und P 5, die auf einer Ackerfläche ausgewiesen sind, werden …“ 

Der Satz unter Pkt. 13.2.2.2, der sich auf die Innenkippe bezieht wird gestrichen, da sie nicht 
mehr im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt. 

 


